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Beschlussvorlage 
 

 

  Kämmerei 

 Vorlage-Nr.: 2023/0002 

 

 

Beratungsfolge Datum Sitzungsform 

Gemeinderat 19.12.2022 öffentlich 

 

 

Neuregelung der Umsatzbesteuerung der öffentlichen Hand § 2b 
Umsatzsteuergesetz zum 01.01.2023 - Widerruf der Optionserklärung gem. § 27 Abs. 
22 UStG 
 

 

Kurzfassung: 

 
Soweit eine Anwendung des § 2b UStG ab dem 01.01.2023 gewünscht ist, muss die Optionserklärung aus 
2016 mit Wirkung zum 01.01.2023 widerrufen werden. Der Widerruf der Optionserklärung ist immer zum 
Beginn eines neuen Jahres möglich. Soweit die Optionserklärung nicht widerrufen wird, würde sich die 
Anwendung der alten Umsatzbesteuerungspraxis bis längstens 31.12.2024 verlängern.  

 

Beschlussvorschlag: 

 
Das Gremium beschließt, die Optionserklärung aus dem Jahr 2016 zur Aufschiebung des § 2b 
Umsatzsteuergesetz mit Wirkung zum 01.01.2023 zu widerrufen, soweit eine Verlängerung des 
Optionszeitraumes vom Gesetzgeber beschlossen wird. Diese Entscheidung wird insbesondere im Hinblick 
auf die weit fortgeschrittene Projektumsetzung getroffen.  
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Finanzielle Auswirkungen: x Ja                        Nein 

 x Einnahme/Ertrag          x Auszahlung/Aufwand 

x Ergebnishaushalt   Finanzhaushalt 

 Betrag einmalig:     Betrag einmalig:  s. Sachverhalt 

 Betrag Folgejahre:  s. Sachverhalt   Betrag Folgejahr 

Abschreibung: 

  

      Betrag Folgejahr:   

      Investitions-Nr.:   

 Kostenstelle:     Kostenstelle:   

 Kostenträger:     Kostenträger   

 Sachkonto:     Sachkonto:   

 überplanmäßig  außerplanmäßig   überplanmäßig  außerplanmäßig 

 Mittelübertragung 

Budget: 

    Mittelübertragung 

Budget: 

  

 

 Zuschuss beantragt bei:  voraussichtl. Höhe:    

 Kein Zuschuss möglich 

 

Personalmehraufwand:   Zusätzliche Personalstellen: 

 Ja   Ja, Kosten jährlich   

 Nein   Nein   

 

Gäste/Sachverständige/r:   Ja   

   Nein   

Name und Firma:    

Einladung durch:    
 

 

 
Name Datum Zustimmung 
Johannes Lang 05.12.2022 Zustimmung 
Elena Schaible 06.12.2022 Zustimmung 
Ingo Bergmann 08.12.2022 Zustimmung 

 

  
  

   
Mitzeichnung wird manuell von der 
Geschäftsstelle Gemeinderat eingetragen. 

 
 

Vorgängerbeschlüsse 
Datum Gremium/ Vorlage Beschluss 
   
   
   
   

 

 

 

Sachdarstellung: 

 
Die bisher geltende Umsatzbesteuerung der öffentlichen Hand wurde zum 01. Januar 2016 formell 
aufgehoben. Die Anwendung des neuen § 2b des Umsatzsteuergesetzes (UStG) konnte ursprünglich bis 
01.01.2023 verschoben werden. Am 15.11. kam überraschend vom Städtetag Baden-Württemberg die 
Information, dass auf Bundesebene eine Verlängerung des Optionszeitraumes bis zum 31.12.2024 in 
Planung sei. Dies würde eine verlängerte Anwendung des alten Umsatzsteuerrechts erlauben. Ab dem 
Zeitpunkt der Anwendung wird die Umsatzbesteuerung grundlegend an neue Voraussetzungen geknüpft. 
Das Vorliegen eines sogenannten „Betriebes gewerblicher Art“ ist hierfür nicht mehr von Bedeutung. Dies 
hat zur Folge, dass wesentlich mehr Tätigkeitsbereiche der Stadtverwaltung umsatzsteuerbar werden. 
 

Die Verwaltung empfiehlt eine Umstellung auf den §2b UStG zum 01.01.2023. Eine erneute Verschiebung 

ist nicht empfehlenswert. Andere Kommunen aus dem Umkreis stellen ebenfalls um und verschieben nicht. 

 

Eine zeitliche Verschiebung von § 2b UStG wäre aus Sicht der Verwaltung aus verschiedenen Punkten 
nachteilhaft: 
 
Finanzen und Ressourcen: 
 

- Der Stadt würden Vorsteuerbeträge entgehen. Z. B. bei den mittelfristig geplanten 
Sanierungsarbeiten an der Rottumhalle mit 144.000 € Vorsteuerpotential.  
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- Personal würde weiterhin zusätzlich beansprucht werden (neben Themen wie Grundsteuerreform, 
Elternbeiträge, Unterbringung von Geflüchteten etc.) 

Arbeitsergebnisse: 
 

- Bereits getätigte, fachamtsübergreifende Arbeiten wären nicht mehr brauchbar, wie z.B. die 

umfangreiche Einnahmenbewertung und das dazugehörige Handbuch für die praktische 

Anwendung. Die Bewertung müsste wiederholt werden, da die Aktualität der Bewertung schlichtweg 

beeinträchtigt wäre. 

- Dokumente sind bereits angepasst (z.B. Verträge). 

 
Fachämter und Kämmerei: 
 

- Investierte Zeit und Ressourcen gingen verloren. 

- Fachämter und Kämmerei werden mindestens ein weiteres Jahr, parallel zu anderen Themen, durch 

die Umstellung beansprucht. 

 
Allgemeine Bereitschaft: 
 

- Suggerierte Pause von § 2b UStG und dritter Anlauf wäre für alle Beteiligten mühsam (es wurde 

bereits vor dieser Einnahmebewertung eine solche zu Teilen durchgeführt, welche jedoch in Folge 

einer Verschiebung schon einmal wiederholt werden musste). 

 

 

 

Anlagen: 

-keine- 
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